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Haltung und Konsequenzen der Bundesregierung zu 
Zulassungsbeschränkungen an Hochschulen 


Vorbemerkung der Fragesteller 

Jedes Semester erhalten Tausende Studienberechtigte keinen Studienplatz. 
Gleichzeitig bleiben jedes Semester circa 15 000 bis 20 000 Studienplätze un- 
besetzt. Das Numerus Clausus Urteil vom 18. Juli 1972 erlaubte als „vorüber- 
gehende Notmaßnahme“ das grundgesetzlich gewährleistete Recht auf freie Be- 
rufswahl durch die Erhebung eines Numerus Clausus (NC) einzuschränken. 
Diese „Notmaßnahme“ hält bis heute an. Die dadurch notwendigen Mehrfach- 
bewerbungen haben unbesetzte Studienplätze zur Folge und tragen zum zusätz- 
lichen Mangel an Studienplätzen bei. Das Dialogorientierte Serviceverfahren ist 
aufgrund der geringen Beteiligung der Flochschulen derzeit nicht in der Lage, 
dieses Problem zu lösen (www.spiegel.de vom 12. April 2011 „Vergabechaos; 
17 000 Studienplätze bleiben unbesetzt“ und vom 31. Januar 2015 „Studien- 
platzvergabe-Chaos; Alle Unis warten, bis alle mitmachen“, www.taz.de vom 
20. Juli 2011 „Bangen um Studienplätze“). 


1. Welche Schlussfolgerung zieht die Bundesregierung daraus, dass es einer- 
seits Mehrfachbewerbungen, andererseits trotz eines Studienplatzmangels 
zwischen 15 000 und 20 000 unbesetzte Studienplätze jedes Semester gibt, 
und was gedenkt sie diesbezüglich zu tun? 

Ob bundesweit ein Studienplatzmangel herrscht, ist - abgesehen von den Verga- 
beverfahren für die bundesweit zulassungsbeschränkten Studiengänge, z. B. Me- 
dizin - gar nicht feststellbar. Es trifft zu, dass infolge unkoordinierter Mehrfach- 
bewerbungen, die zu Mehrfachzulassungen führen, zu viele Studienplätze erst 
sehr spät besetzt werden und am Ende auch etliche Studienplätze unbesetzt blei- 
ben. Um dies abzustellen und die Auslastung der Studiengänge weiter zu verbes- 
sern, müssen die Bewerbungen koordiniert und die Zulassungen abgeglichen wer- 
den. Dem dient das Dialogorientierte Serviceverfahren (DoSV), dessen Software 
mit finanzieller Eörderung des Bundes in Höhe von 15 Mio. Euro entwickelt 
wurde und die der von den Ländern im Zusammenwirken mit der Hochschulkon- 
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ferenz getragenen Stiftung für Hochschulzulassung (SfH) seit April 2011 einsatz- 
bereit zur Verfügung steht. Die Projektförderung des Bundes ist zum 29. Feb- 
ruar 2012 ausgelaufen. Die Weiterentwicklung der Software und die Koordinie- 
rung mit den Hochschulen, sowie die Verantwortung für die gesamte Durchfüh- 
rung des Verfahrens liegen allein in der Hand der von Ländern und Hochschulen 
getragenen SfH. 

Um volle Wirksamkeit entfalten zu können, müssen möglichst alle der rund 
180 Hochschulen mit örtlich zulassungsbeschränkten grundständigen Studien- 
gängen an das DoSV angebunden sein. Nach Einschätzung der für die Ein- und 
Durchführung des DoSV ausschließlich zuständigen SfH ist mit der flächende- 
ckenden Einführung des DoSV bis zum Jahr 2018 zu rechnen. Zur Erreichung 
dieses Ziels arbeitet die SfH intensiv mit Hochschulen und Herstellern von Cam- 
pusmanagementsystemen zusammen, um die jeweilige fachliche, organisatori- 
sche sowie technische Anbindung sicherzustellen. Die bisherige Entwicklung 
ergibt sich aus der nachstehenden Tabelle: 


Wintersemester 


2012/13 

2013/14 

2014/15 

2015/16 

T eilnehmende Hochschulen 

17 

47 

62 

89 

Studienangebote 

22 

176 

289 

465 

Zu vergebende Studienplätze 

2.500 

17.500 

28.000 

ca. 40.000 

aktive Bewerber 

14.000 

75.378 

114.229 

ca. 175.000 

Bewerbungen 

22.000 

165.000 

263.525 

556.700 


Nach Auffassung der Bundesregierung kann aus der Zahl der unbesetzt gebliebe- 
nen Studienplätze kein Rückschluss auf die Zahl möglicherweise unversorgt ge- 
bliebener Bewerber gezogen werden, ln den traditionellen Zulassungsverfahren 
ist die Erhebung von Daten über die Gesamtzahl der Bewerberinnen und Bewer- 
ber mit ihren jeweiligen Studienwünschen nicht möglich. Dies kann nur im Rah- 
men des DoSV erreicht werden, da dort alle Bewerberinnen und Bewerber zentral 
registriert und alle Studienwünsche datenbankmäßig erfasst werden. Von der 
Zahl der in den traditionellen Zulassungsverfahren unbesetzt gebliebenen Stu- 
dienplätzen werden sowohl solche Studienplätze erfasst, die mangels Nachfrage 
unbesetzt geblieben sind, als auch solche, die vergeben waren, aber wegen Nicht- 
annahme dann doch wieder frei wurden, für die aber wegen des bereits fortge- 
schrittenen Semesters kein weiteres Nachrückverfahren mehr durchgeführt 
wurde. 


2. Gedenkt die Bundesregierung über ein Bundeshochschulzulassungsgesetz 
die Einschränkung des grundgesetzlich gewährleisteten Rechts auf freie Be- 
rufswahl rückgängig zu machen? 

Wenn nein, mit welcher Begründung? 

Das zentrale Problem bei der Zulassung zu örtlich zulassungsbeschränkten Stu- 
diengängen ist nicht rechtlicher, sondern tatsächlicher Art. Es geht darum, dass 
viele Studienplätze erst sehr spät besetzt werden und am Ende auch etliche Stu- 
dienplätze unbesetzt bleiben. Ursächlich hierfür ist der bereits in der Antwort zu 
Erage 1 skizzierte Mechanismus, dass infolge unkoordinierter Mehrfachbewer- 
bungen, die zu Mehrfachzulassungen führen, zu viele Studienplätze erst sehr spät 
besetzt werden und am Ende auch etliche Studienplätze unbesetzt bleiben. Hier- 
durch werden zeitaufwendige Nachrückverfahren erforderlich, die häufig erst 
lange nach Semesterbeginn abgeschlossen sind. Um dies abzustellen, müssen die 
Bewerbungen koordiniert und die Zulassungen abgeglichen werden. Dies ist 
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keine Frage der rechtlichen Regelung von Zulassungsmodalitäten, sondern des 
praktischen Verfahrens, das allein in der Verantwortung der Länder und ihrer 
Hochschulen liegt. Änderungen im Zulassungsrecht können hier deshalb nichts 
bewirken. Daher sieht die Bundesregierung auf der rechtlichen Ebene keinen Re- 
gulierungsbedarf. 


3. Mit welchen Maßnahmen wird die Bundesregiemng sicherstellen, dass die 
Kosten für das Dialogorientierte Serviceverfahren zukünftig nicht von den 
Studierenden getragen werden müssen, nachdem das 349. Plenum der Kul- 
tusministerkonferenz am 12. und 13. März 2015 den Entwurf eines Staats- 
vertrages beschlossen hat, der vorsieht, dass die Kosten für das Dialogorien- 
tierte Serviceverfahren ab dem Wintersemester 2018/2019 von den Hoch- 
schulen beglichen werden sollen trotz der im Jahr 2009 gegebenen Zusage 
der Länder, dass sie die Kosten für dieses Verfahren übernehmen? 

Die Kultusministerkonferenz der Länder (KMK) hat mit Beschluss vom 
18. Juni 2009 der im Beschluss des Haushaltsausschusses des Deutschen Bundes- 
tages vom 6. Mai 2009 formulierten Maßgabe, dass - entsprechend der bisheri- 
gen Beschlusslage der KMK - das künftige Bewerbungsverfahren für die Studie- 
renden auf Dauer gebührenfrei erfolgen soll, zugestimmt. Die Erhebung von Be- 
werbergebühren für das DoSV würde eine entsprechende Ermächtigung im 
Staatsvertrag über die Errichtung einer gemeinsamen Einrichtung für Hochschul- 
zulassung voraussetzen. Bestrebungen der KMK, eine entsprechende staatsver- 
tragliche Regelung zu schaffen, gibt es nicht. Insbesondere enthält auch der von 
der KMK am 12. /13. März 2015 beschlossene Entwurf des künftigen Staatsver- 
trages über die gemeinsame Einrichtung für Hochschulzulassung eine solche Re- 
gelung nicht. 

Maßnahmen der Bundesregierung sind von daher nicht veranlasst. 


4. Mit welchen Maßnahmen will die Bundesregierung sicherstellen, dass zu- 
künftig alle Hochschulen in öffentlicher Trägerschaft am Dialogorientierten 
Serviceverfahren teilnehmen, wenn sie zukünftig auch noch die Kosten für 
das Dialogorientierte Serviceverfahren tragen sollen? 

Wie in der Antwort zu Erage 1 bereits ausgeführt, ist für die Ein- und Durchfüh- 
rung des DoSV ausschließlich die von den Ländern im Zusammenwirken mit der 
Hochschulrektorenkonferenz getragene SfH zuständig. 

Entsprechend dem Beschluss der Ministerpräsidentenkonferenz der Länder 
(MPK) vom 13. Juni 2013 wurden die Kosten des DoSV 2014 letztmalig voll- 
ständig von den Ländern getragen. Seit dem Jahr 2015 erfolgt eine Kostenbetei- 
ligung der am DoSV teilnehmenden Hochschulen. Diese beträgt im Jahr 2015 
15 Prozent der zukünftig zu erwartenden Gesamtkosten des DoSV. In den beiden 
Folgejahren erhöht sich dieser Anteil auf 30 Prozent bzw. 60 Prozent. Ab 2018 
müssen die am Verfahren teilnehmenden Hochschulen nach dem Beschluss der 
MPK die Kosten des DoSV vollständig tragen. Die DoSV-Kosten, die bis ein- 
schließlich 2017 nicht durch die Hochschulen getragen werden, übernehmen wei- 
terhin die Länder. 

Es ist den Ländern überlassen, ob die Kosten unmittelbar aus dem Landeshaushalt 
oder mittelbar über den Hochschulhaushalt gezahlt werden. Mit der für den künf- 
tigen Staatsvertrag über die gemeinsame Einrichtung für Hochschulzulassung 
vorgesehenen Regelung zu den Kosten des DoSV werden ab Inkrafttreten des 
neuen Staatsvertrags zum Wintersemester 20 1 8/20 1 9 zur Einanzierung der für die 
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Durchführung des DoSV anfallenden Kosten Beiträge von den Hochschulen er- 
hoben. Damit soll eine angemessene Verteilung der Kosten auf alle Hochschulen 
sichergestellt werden, die die Dienstleistung der SfH in Anspruch nehmen kön- 
nen. Kostenverschiebungen durch sporadische Beteiligung sollen dadurch ver- 
mieden werden. 

Maßnahmen der Bundesregierung sind daher nicht veranlasst. 
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